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ZEITGESPRACH

Die Agenda der deutschen
EU-Ratspräsidentschaft

In der Zeit der deutschen EU-Rätspräsidentschaft steht eine Reihe wichtiger
Entscheidungen und Weichenstellungen an. Die Bundesregierung selbst hat die Frage der

Beitragsgerechiigkeit und einer „europäischen Beschäftigungspolitik" auf die
Tagesordnung gesetzt. Welche Themen stehen auf der Agenda? Wie ist ein europäischer

Beschäftigungspakt zu bewerten? Welche Erwartungen und Befürchtungen knüpft
Frankreich an die deutsche EU-Ratspräsidentschaft?

Rudolf Hrbek

Aufgaben für die deutsche EU-Ratspräsidentschaft

Neben der Wahrnehmung tech-
nisch-organisatorischer Auf-

gaben, die sich auf die Vorberei-
tung und Leitung zahlloser Sitzun-
gen der verschiedensten Rats-
Gremien beziehen, gehören zu je-
der Ratspräsidentschaft vor allem
die beiden folgenden Funktionen:
zum einen Initiativen zu ergreifen
oder Akzente zu setzen; zum an-
deren Makler zwischen den Mit-
gliedstaaten zu sein, um Entschei-
dungen bei Fragen, die zunächst
wegen Interessen- und Auffas-
sungsunterschieden strittig sind,
zu ermöglichen.

Seit der Europäische Rat nicht
mehr darauf beschränkt ist, für die
Gemeinschaftsentwicklung Leitli-
nien zu geben, Weichenstellungen
vorzunehmen und Perspektiven
aufzuzeigen sowie ihre Realisie-
rung auf den Weg zu bringen, seit
dieses höchste EU-Organ vielmehr
zur obersten Appellations- und
Schlichtungsinstanz bei wichtigen
Einzelfragen - auch hinsichtlich
Details - geworden ist, wird die
Makler-Funktion immer wichtiger.
Es geht dabei um die Entschei-
dung von Einzelfragen, meist aber
um die Verknüpfung mehrerer Ein-

zelfragen zu den für den Entschei-
dungsmodus^der EU so typischen
„Paketen".

In aller Regel liegen die Tages-
ordnungspunkte für eine Ratsprä-
sidentschaft fest, so daß es weni-
ger darum geht, neue Initiativen zu
ergreifen, sondern eher darum,
bestimmte Akzente zu setzen und
sich um Prioritäten zu bemühen,
vor allem aber als Makler im Kreis
der gegenwärtig 15 Mitgliedstaa-
ten Entscheidungen zu ermögli-
chen.

Die Themenliste

Das gilt auch für die deutsche
Ratspräsidentschaft im ersten
Halbjahr 1999. Die Themenliste er-
gibt sich aus dem „Fahrplan" der
Gemeirischaftsentwicklung mit be-
stimmten Vorgängen und Termi-
nen.

D Mit dem faktischen Beginn der
Europäischen Währungsunion zum
1. Januar 1999 stellt sich die Auf-
gabe, die Wirtschaftspolitik der zur
Euro-Zone gehörenden EU-Mit-
gliedstaaten noch enger und bes-
ser zu koordinieren, die Verpflich-
tungen des Stabilitätspakts zu

erfüllen und der sozialen Dimen-
sion mehr Aufmerksamkeit zu
schenken mit dem Ziel, auch hier
zu einem stärkeren Gleichklang zu
kommen, um soziale Schieflagen
zu vermeiden, die vielfach als eine
Gefahr für den Erfolg der Wäh-
rungsunioh gesehen werden. In
diesem Nebeneinander sind Ziel-
konflikte impliziert, die bei Inter-
essengegensätzen manifest wer-
den und möglicherweise gravie-
rende Probleme entstehen lassen
können.

D Weiterhin geht es um die Ein-
lösung von politischen Verpflich-
tungen des Vertrags von Amster-
dam; sie beziehen sich auf Maß-
nahmen zur gemeinschaftlichen
Beschäftigungspolitik, auf institu-
tionelle Reformen und auf das Feld
der Gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik (GASP).

D Nachdem die Verhandlungen
zur Erweiterung der EU um einige
Staaten Mittel- und Osteuropas
sowie Zyperns begonnen haben,
wird die Schaffung der Vorausset-
zungen für die Aufnahmefähigkeit
der EU zu einer immer dringende-
ren Aufgabe. Nur nach grundle-
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genden Reformen sei die EU im-
stande, diese Staaten als neue
Mitglieder aufzunehmen. Der Re-
formbedarf bezieht sich zum einen
auf die Institutionen und das Ent-
scheidungsverfahren in der EU,
zum andern auf Politiken. In ihrem
Dokument „Agenda 2000" hat die
Europäische Kommission Vor-
schläge für eine Reform der Agrar-
politik, der Strukturpolitik und für
ein neues Finanzsystem der EU
vorgelegt.

D Problemdruck wird außerdem
auf den Gebieten grenzüberschrei-
tender Kriminalität und Zuwande-
rung gesehen.

D In die Amtszeit der deutschen
Ratspräsidentschaft fällt sodann
die nächste Wahl des Europäi-
schen Parlaments. Die Höhe der
Wahlbeteiligung, die als ein Indi-
kator für die Zustimmung der Be-
völkerung der EU-Mitgliedstaaten
zum Projekt der Europäischen
Integration im EU-Rahmen ge-
nommen wird, hängt sicherlich
auch davon ab, daß die Politik der
EU die Wählerinnen und Wähler
überzeugt und mobilisiert, minde-
stens aber veranlaßt, Unzufrieden-
heit, Ratlosigkeit und Irritation
nicht durch Abstinenz zu artikulie-
ren. Hier können Akzentsetzungen
einer Präsidentschaft Wirkungen
haben. Sicherlich werden sich die
Koalitionsparteien der Bundesre-
gierung aber auch fragen, welche
Akzente und welche Politik für den
Wahlerfolg der eigenen Partei bzw.
der Koalition förderlich sein könn-
ten.

D Schließlich geht es im ersten
Halbjahr 1999 darum, die Bestel-
lung des neuen Kommissionsprä-
sidenten (Amtszeit ab Januar 2000)
vorzubereiten, im Zusammenhang
damit auch die Zusammensetzung
des Kommissions-Kollegiums ein-
schließlich der Frage der Ressort-
verteilung.

Schwierig zu lösende Probleme

Diese Themenliste ist nicht nur
lang; sie enthält wichtige und zu-
gleich schwierig zu lösende Pro-
bleme, da die Auffassungen der
Regierungen der Mitgliedstaaten
zu praktisch allen Fragen noch dif-
ferieren. Für die Bundesregierung
geht es während der .Ratspräsi-
dentschaft darum, Prioritäten und
Akzente zu setzen. Sie kann sich
dafür an eigenen politischen
Grundüberzeugungen orientieren,
an langfristigen Zielen ihrer Euro-
papolitik; an dem, was sie als
deutsche Interessen - ganz gene-
rell sowie bezüglich einzelner Poli-
tikbereiche - definiert; schließlich
auch am Kalkül, was innenpoliti-
schen Nutzen verspricht.

In seiner Regierungserklärung
zum EU-Gipfel in Wien im Dezem-
ber 1998 hat Bundeskanzler Schrö-
der vier Hauptziele der deutschen
Ratspräsidentschaft genannt: Be-
schäftigungspolitik, Fragen der
grenzüberschreitenden Kriminali-
tät und der Zuwanderung, GASP
sowie die Agenda 2000. Was die

Die Autoren
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Direktor am Deutsch-Franzö-
sischen Institut in Ludwigs-
burg.

Beschäftigungspolitik betrifft, hat
er angekündigt, (im Einvernehmen
mit der französischen Regierung)
einen Vorschlag für einen Beschäf-
tigungspakt auszuarbeiten, der
„überprüfbare Ziele bei nationalen
Arbeitsmarktpolitiken" enthalten
soll. Ihm komme die gleiche Be-
deutung wie dem Stabilitätspakt
zu.

Die Frage der
Beitragsgerechtigkeit

Die Agenda 2000 hat Bundes-
kanzler Schröder als schwierigste
Aufgabe bezeichnet. Ihre Lösung
sei von zentraler Bedeutung für die
Handlungsfähigkeit der EU und
zugleich die Voraussetzung für
ernsthafte Verhandlungen über die
Erweiterung. Bezüglich der Haupt-
gegenstände der Agenda 2000
stehe für die Bundesregierung die
Frage der Beitragsgerechtigkeit
ganz oben auf der Prioritätenliste.
Mit dem Hinweis, daß sich bei
einer Überforderung Deutschlands
die Menschen von der EU abwen-
den würden, wurde der Frage der
Beitragsgerechtigkeit eine wichti-
ge Funktion bei der Verminderung
des Legitimitätsdefizits der EU
zugeschrieben.

Explizit wandte sich der Bun-
deskanzler gegen die Fortsetzung
einer Politik, „die sich das Wohl-
wollen unserer Nachbarn mit
Nettozahlungen gleichsam erkau-
fen will", und der Fraktionsvorsit-
zende der SPD im Bundestag,
Struck, kritisierte die „Scheck-
buch-Diplomatie" der Regierung
Kohl. Die institutionellen-Reformen
schließlich müßten parallel zu den
Beitrittsverhandlungen vorange-
bracht werden, wobei es der Bun-
deskanzler als unsinnig bezeichne-
te, für den erfolgreichen Abschluß
der Erweiterung ein Datum zu set-
zen, da nicht absehbar sei, wann
beide Aufgaben bewältigt sein
würden.
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Die Funktion als Makler

Für die erfolgreiche Wahrneh-
mung der Funktion als Makler ist
es sicherlich ein Handicap der Bun-
desregierung, daß sie ihr Amt gera-
de erst angetreten hat und noch
nicht über Erfahrungen im EU-Ge-
füge verfügt. Vor diesem Hinter-
grund ist es um so auffallender ge-
wesen, daß sich die neue Bundes-
regierung nicht vorsichtig an ihre
Aufgabe im EU-Rahmen her-
angetastet hat, sondern - in Form
und Inhalt - überaus selbstbewußt
aufgetreten ist. So jedenfalls ist
das Auftreten der Bonner Regie-
rung insbesondere im Ausland - so-
wohl bei den anderen EU-Mitglied-
staaten, als auch in den Staaten
Mittel- und Osteuropas - wahrge-
nommen worden. In diesem Zu-
sammenhang wird auch gefragt,
wie es um die Kontinuität deut-

scher Europapolitik bestellt sei.
Sollte diese Einschätzung vorherr-
schen, fehlt der Bundesregierung
das Vertrauen anderer EU-Partner
als wichtige Voraussetzung, um
die Funktion als Makler erfolgreich
wahrzunehmen.

Auch die Bundesregierung steht
vor dem Dilemma, daß das Vor-
bringen vitaler Eigeninteressen die
Fähigkeit, erfolgreicher Makler zu
sein, mindert. Hier kommt er-
schwerend hinzu, daß sich die Re-
gierung - öffentlich - vorgenom-
men hat, die überaus schwierige
Materie der Agenda 2000 auf dem
Sondergipfel der EU im März 1999
abschließend zu lösen.

Agenda 2000

Fast alle Beobachter stimmen
darin überein, daß dies ein kaum
lösbares Vorhaben ist, weil es in

den drei Bereichen Agrarpolitik,
Strukturpolitik und Finanzsystem
um ganz grundlegende Änderun-
gen geht, die einer Reihe von EU-
Mitgliedstaaten Einbußen zumuten
und abverlangen. Das gilt jeden-
falls dann, wenn die Prämisse der
Kommission aufrechterhalten wür-
de, daß das Finanzvolumen der EU
auch nach einer ersten Erweite-
rung die Grenze von 1,27% des
BSP nicht übersteigt.

Diese Auffassung der Kommis-
sion gründet zum einen auf die
Erwartung eines bestimmten
Umfangs an Wirtschaftswachs-
tum, sodann darauf, daß ihre Re-
formvorstellungen auf den Gebie-
ten der Agrar- und Strukturpolitik
von den Mitgliedstaaten akzeptiert
werden. Es zeichnet sich aber
deutlich ab, daß dies alles nicht
der Fall ist.

Frank Wiehler (Hrsg.)

Die Erweiterung der Europäischen Union
- Eine Herausforderung -

Textsammlung „AGENDA 2000"
Mit einem Vorwort von Jacques Santer und Beiträgen von
Klaus Hänsch und Elmar Brok, MdEP

Diese Veröffentlichung enthält die wesentlichen Dokumente der am Entscheidungsprozeß beteiligten europäi-
schen Institutionen - Kommission, Parlament, Rat. Mit der »Agenda 2000« präsentiert die Kommission ihren
»Konstruktionsplan« der eine Bestandsaufnahme der Gemeinschaftspolitiken, eine Analyse der Beitrittsfähigkeit
der Kandidatenländer sowie eine Darstellung der notwendigen Reformen enthält.
Ergänzt wird die Textsammlung durch eine politische Bewertung des Prozesses durch die deutschen Europa-
Abgeordneten Klaus Hänsch (SPD) und Eimer Brok (CDU): Wo liegen die politischen, kulturellen und histori-
schen Grenzen Europas? Ist die Union in ihrem derzeitigen Zustand erweiterungsfähig? Welche Voraussetzungen
müssen dazu erfüllt sein?
Der Herausgeber ist im Europäischen Parlament zuständig für die Beziehungen zu den Parlamenten der
Kandidatenländer.

1998, 206 S., brosch., 49- DM, 358- öS, 45,50 sFr, ISBN 3-7890-5552-2
(Schriftenreihe Europäisches Recht, Politik und Wirtschaft, Bd. 208)
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D Bei der Agrarpolitik ist Frank-
reich, der bisherige Hauptnutznie-
ßer des geltenden Systems, gegen
Änderungen und wendet sich ins-
besondere vehement gegen Vor-
schläge einer Kofinanzierung durch
die einzelnen Mitgliedstaaten.

D Bei den Vorschlägen der Kom-
mission zur künftigen Struktur-
politik wehren sich die bisherigen
Empfängerstaaten gegen spürbare
Einschnitte. Die spanische Regie-
rung tritt hier - im übrigen ganz
unabhängig von der jeweiligen
parteipolitischen Ausrichtung, also
mit eindeutiger Kontinuität - als
eine Art Sprecher der Gruppe der
Empfängerstaaten auf.

D Was schließlich das künftige
Finanzsystem der EU betrifft, so ist
nicht nur die künftige Obergrenze,
wie bereits erwähnt, ein Problem,
sondern insbesondere die Frage
einer Abschaffung bzw. Reduzie-
rung des Großbritannien bislang
gewährten Rabatts und damit das
generelle Problem, im System fi-
nanzieller Umverteilungen, also
einer Art von Finanzausgleich,
grundlegendere Änderungen vor-
zunehmen. Da die Bundesregie-
rung hierzu unter dem Stichwort
„Beitragsgerechtigkeit" mit Forde-
rungen auftritt, ist eine Lösung bis-
lang nicht absehbar. Möglicher-
weise erweist es sich als gravie-
render Fehler, daß sich die Bun-
desregierung nicht darauf be-
schränkt hat, lediglich eine Be-
grenzung der deutschen Leistun-
gen anzustreben.

Die EU-Osterweiterung

Das führt zur Frage der EU-
Erweiterung. Es ist unbestritten,
daß die Osterweiterung vor allem
für Deutschland essentiell ist. Ne-
ben wirtschaftlichen Gründen -
bereits jetzt ist Deutschland der
Hauptpartner der Staaten dieser
Region - sind es politische Erwä-

gungen: Deutschland liegt dann
nicht mehr an der östlichen Au-
ßengrenze der EU, und die Einbin-
dung dieser Staaten bietet die
historische Chance für dauerhaft
stabile Verhältnisse in Europa. Die-
ses Ziel hat - nimmt man die
besonderen Strukturen, Probleme
und Erwartungen der Beitrittstaa-
ten - seinen Preis; da die Oster-
weiterung aber ein vorrangig politi-
sches Projekt ist, darf sie nicht
primär unter finanziellen Gesichts-
punkten gesehen werden. Das
vitale deutsche Interesse gebietet,
einem solchen Eindruck - wenn er
in jüngster Zeit entstanden sein
sollte - entgegenzuwirken.

Die Festlegung eines Termins
für den Vollzug des Beitritts ist
sicherlich gegenwärtig nicht erfor-
derlich, wohl aber dem offensicht-
lich (vorübergehend?) ebenfalls
entstandenen Eindruck glaubwür-
dig entgegenzutreten, deutsche
Politik wolle die Beitrittsverhand-
lungen verschleppen und verzö-
gern. Es wäre mehr als kontrapro-
duktiv, eine Atmosphäre entstehen
zu lassen, in der die künftigen EU-
Mitglieder nur darauf sinnen, nach
erfolgtem Beitritt ihren neuen Part-
nern „heimzuzahlen", was ihnen
von diesen an Zumutungen bis da-
hin widerfahren ist. Auftreten und
Äußerungen von Außenminister
Fischer sind dazu angetan, im
wohlverstandenen Eigeninteresse
Deutschlands und der EU ein Kli-
ma gegenseitigen Vertrauens und
Verständnisses zu schaffen und in-
sofern die Kontinuität deutscher
Politik zu gewährleisten.

Da das Interesse Deutschlands
an der Erweiterung sicher größer
ist als das einzelner anderer EU-
Staaten, die zugleich Nettoemp-
fänger sind, muß sich die deutsche
Präsidentschaft mit dem Argument
auseinandersetzen, es gehe nicht
an, daß ein Hauptnutznießer der
sicherlich kostenträchtigen Erwei-

terung für sich eine substantielle
finanzielle Entlastung verlangt. In-
sofern steht die Mittelmeerpolitik
der EU - als flankierende Maßnah-
me zur Osterweiterung - ebenfalls
auf der Agenda für die deutsche
Präsidentschaft.

Förderung der
Solidargemeinschaft

Das führt zu einer letzten Über-
legung. Mit dem Beginn der Wäh-
rungsunion haben die daran betei-
ligten Staaten ihre Zusammenge-
hörigkeit nachhaltig verstärkt und
verfestigt. Es ist die vorrangige Auf-
gabe der deutschen Präsident-
schaft, den Charaker dieses Ver-
bunds als politische und Solidar-
gemeinschaft zu unterstreichen
und weiter zu fördern. Damit wäre
unvereinbar, das Tätigwerden der
EU unter Berufung auf das Subsi-
diaritätsprinzip beschränken zu
wollen und damit bewußt zu igno-
rieren, daß andere in mancher Hin-
sicht weniger leistungsstarke Mit-
gliedstaaten - gleichfalls unter Be-
rufung auf dieses Prinzip - mit
Blick auf ihre besonderen Gege-
benheiten und Interessen Gemein-
schaftshandeln fordern. Dafür zu
sorgen, daß diesem Anliegen
Rechnung getragen und insofern
ein fairer Interessenausgleich ge-
funden wird, ist die vorrangige
Aufgabe einer jeden Präsident-
schaft.

Die Bundesregierung ist des-
halb auch in der innerdeutschen
europapolitischen Diskussion ge-
fordert, gegenüber Auffassungen
und Forderungen Position zu be-
ziehen, die auf ein einseitiges und
damit unangemessenes Verständ-
nis des Subsidiaritätsprinzips zu-
rückgehen. Fehlverhalten im Ein-
zelfall zu ahnden, Fehlentwicklun-
gen zu korrigieren, strukturelle
Schwächen zu beseitigen - das
sind Aufgaben, die davon unbe-
rührt bleiben.
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Rolf H. Hasse

Europäischer Beschäftigungspakt: Vergemeinschaftung
einer ordnungspolitischen Kapitulation?

Wer auch nur einen flüchtigen
Blick auf die Aufgabenliste

des Europäischen Rates wirft, die
auf seiner Tagung in Wien (11 ./12.
Dezember 1998) formuliert wurde
und anschließend das Arbeitspa-
pier der Bundesregierung von An-
fang Dezember 1998, durchsieht,
ist erdrückt von der Aufgabenfülle
oder dem europäischen Lösungs-
stau, dem sich die deutsche EU-
Präsidentschaft gegenübersieht.
Eine „Teillösung" ist darin bereits
erkennbar: „Die Beschäftigung ist
die absolute Priorität der Europäi-
schen Union" (Wiener Schlußfol-
gerungen, Ziffer 26). Die Vollbe-
schäftigung der betroffenen Mini-
sterien und des Kanzleramtes ist
gesichert - hoffentlich sind ausrei-
chend europaerfahrene Mitarbeiter
für die äußerst schwierigen Ver-
handlungen verblieben.

Diese Präsidentschaft ist die
frühe Meisterprüfung für die deut-
sche Regierung, sie verlangt einen
Sprung vom Lehrling zum Meister
auf nationaler und internationaler
Ebene. Dazu gehört auch, daß bei
bedeutsamen Entscheidungen bei
Politikern eine Arbeitnehmermen-
talität nicht ein weiteres Mal domi-
nieren sollte.

Der zweite auffällige Eindruck
ist die ordnungspolitische Schief-
lage in vielen wirtschaftspoliti-
schen Überlegungen, die vor allem
die Erfolgsaussichten der be-
schäftigungspolitischen Initiativen
schwächt. Neu ist hier auf europäi-
scher Ebene, daß die deutsche
Seite eher zur Verwirrung denn zur
Orientierung beiträgt. Der dritte Pro-
blemaspekt ist die widersprüch-

liche Interpretation des Prinzips
der Subsidiarität.

Die Wiener Strategie

Der Europäische Rat von Wien
hat vier Themenbereiche abge-
steckt und daraus eine „Wiener
Strategie für Europa" vereinbart.
Die vier Politikbereiche sind
D Förderung der Beschäftigung,
des Wirtschaftswachstums und
der Stabilität,

D Verbesserung der Sicherheit
und der Lebensqualität,
D Reform der Politiken und Insti-
tutionen der Union,
D Förderung von Stabilität und
Wohlstand in Europa und weltweit.

Wesentliche Fortschritte sollen
bis zum Ende der deutschen? Prä-
sidentschaft erzielt werden, ein
weitgehender Abschluß der offe-
nen Probleme, die in der zweiten
Regierungskonferenz nicht gelöst
werden konnten, wird bis zur Gip-
felkonferenz in Helsinki Ende 1999
angestrebt.

Die eindeutige Priorität sah der
Europäische Rat in der Beschäfti-
gungspolitik. Flankiert wird diese
durch Maßnahmen, die den Euro
und den Binnenmarkt stützen
sollen: Stärkung der Mechanismen
für die Koordinierung der Wirt-
schaftspolitik und der Sozialpolitik
sowie die „Bekämpfung des schäd-
lichen Steuerwettbewerbs". Sehr
vage blieb er in Fragen der Voll-
endung des Binnenmarktes bzw.
der Wirtschaftsreform.

Die Bonner Schwerpunkte

Die Bundesregierung hat in ih-
rem Strategiepapier von Anfang

Dezember 1998 das prioritäre Ziel
der Beschäftigung vollständig über-
nommen und eigene Vorstellun-
gen hinzugefügt. Sie hat auch die
europäischen Integrationsziele viel
weitergefaßt, indem sie eine Poli-
tische Union, aber auch eine So-
zial- und Umweltunion anstrebt.
Konkret entwickelt sie ihre Vor-
schläge über einen europäischen
Beschäftigungspakt und eine öko-
logische Modernisierung. Diese
Ziele strebt sie u.a. mit folgenden
Instrumenten oder Zwischenzielen
an:

D Die binnenwirtschaftlichen Wachs-
tumskräfte als Verbindung von
nachfrage- und angebotsorientier-
ten Strategien sollen gestärkt wer-
den - unterstützt durch eine inten-
sivere makroökonomische und
strukturpolitische Koordinierung
der Wirtschafts- und Finanzpolitik.'

D Die Bundesregierung will sich
mit Nachdruck für eine Lösung
des Problems der hohen Nettobe-
lastungen „einiger Mitgliedstaa-
ten" einsetzen, den Binnenmarkt
ausbauen und vertiefen sowie eine
wirksame Bekämpfung des unfai-
ren bzw. schädlichen Steuerwett-
bewerbs einleiten.

D Die Sozialpolitik soll durch den
Ausbau eines Sockels konkreter
sozialer Mindeststandards fortent-
wickelt werden, und die Regelung
des Mitbestimmungsproblems soll
in der zukünftigen Europäischen
Aktiengesellschaft (und in anderen
Gesellschaftsformen) verankert
werden.

D Die Bundesregierung strebt ei-
ne Kontrolle von grenzüberschrei-
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tender Leiharbeit und die Bekämp-
fung illegaler Beschäftigung an.

D Die Agrarpolitik soll grundle-
gend reformiert werden, eventuell
durch eine finanzielle Mitverant-
wortung der Mitgliedstaaten.

D Alle Initiativen für den Aufbruch
in die „Wissensgesellschaft" auf
europäischer Ebene durch eine
Politik der Qualifikation, Innovation
und Beschäftigung will die Bun-
desregierung nachhaltig fördern.

D Sie will sich dafür einsetzen,
daß eine neue Welthandelsrunde
im Jahr 2000 eröffnet wird und daß
die Handelsliberalisierung ver-
stärkt ökologische und soziale
Ziele im Sinne einer nachhaltigen
Entwicklung berücksichtigt.

D Der umfangreiche Aufgabenka-
talog der Umweltpolitik soll zu-
sammengefaßt werden, so daß die
Europäische Union „unter der
deutschen Präsidentschaft eine
treibende Kraft in der regionalen
und globalen Zusammenarbeit im
Umweltschutz zur Förderung einer
weltweit nachhaltigen Entwicklung
und ökologischen Modernisie-
rung" wird.

D Die Einführung des Euro soll
auch genutzt werden, um die
realen Wechselkurse zwischen
den großen Währungsblöcken zu
stabilisieren, um schockartige
Schwankungen zu vermeiden -
wie zum Beispiel in Südostasien.

Dieser Katalog ist nicht vollstän-
dig, er umreißt nur die wichtigsten
Zielsetzungen. Er ist aber durch-
aus repräsentativ für eine Beur-
teilung: ehrgeizig und notwendig,
aber auch ehrgeizig bis an die
Grenze des Unrealistischen: Viele
Ziele werfen aufgrund ihrer Multi-
fuhktionalität so viele Fragen auf,
daß klare Handlungsstrategien
schwer zu entwickeln sind und
internationale Lösungen entweder
beliebig gestaltbar oder nicht
erreichbar sind.

Paradigmenwechsel

Im folgenden soll das prioritäre
Ziel der Beschäftigung näher be-
trachtet werden. Dieser Schwer-
punkt hat zwei plausible Ursachen:
Erstens die hohe Arbeitslosigkeit
in den EU-Mitgliedstaaten und
zweitens der bewußt gewollte Pa-
radigmenwechsel all derer, denen
der Vertrag von Maastricht zu
„neoliberal" und zu „stabilitätsla-
stig" ist. Im Vertrag von Amster-
dam ist aus diesem Grunde das
Beschäftigungsziel in den EU-Ver-
trag (EUV) und EG-Vertrag (EGV)
herausgehoben eingefügt worden:
in den Artikel B EUV, Artikel 2 und
3 EGV, in einem eigenen Kapitel
nach Titel VI EGV und durch einen
Beschäftigungsausschuß. In ei-
nem Vorgriff auf die Ratifizierung
wird seitdem ein gemeinschaftli-
cher Beschäftigungspakt erarbei-
tet und es werden Beschäfti-
gungsinitiativen entwickelt.

Für Ökonomen ist das Ziel eines
hohen Beschäftigungsstandes nicht
umstritten, da unfreiwillige Arbeits-
losigkeit Ressourcenverschwen-
dung darstellt. Realistischerweise
sozialökonomisch gedacht, schließt
man auch die sozialen Folgeko-
sten der Beschäftigungslosigkeit
ein. Werden dieser Analyse noch
politische Aspekte hinzugefügt,
werden Überlegungen der politi-
schen Stabilität einbezogen.

Auch der breiteste Ansatz hebt
nicht die Notwendigkeit auf, daß
jede Strategie an ihren Erfolgsaus-
sichten gemessen werden muß.
Dazu zählen eine realitätskongru-
ente Analyse der Ursachen der Ar-
beitslosigkeit; eine den Ursachen
angemessene Therapie; ein Instru-
mentarium, das geringe Neben-
kosten verursacht; eine Strategie,
bei der die Prinzipien Verantwor-
tung und Haftung beachtet werden.

Bei nahezu allen Elementen wei-
sen die gemeinschaftlichen Be-
schäftigungsinitiativen mehr oder

weniger große Defizite und ord-
nungspolitische Mängel auf. Dies
kann zu wirtschaftspolitischen
Fehlentwicklungen führen - vor
allem zu politischen Frustrationen.

Hinkende Arbeitsmarktstrategie

Worin sind diese Risiken zu
sehen? Nicht im Ziel, sondern im
ordnungspolitisch verzerrten An-
satz und in der unzureichenden
Wahl der Instrumente. Die eigentli-
chen Ursachen der Arbeitslosig-
keit und die wichtigsten Verant-
wortungsträger werden nur rand-
ständig benannt und in die Thera-
pie einbezogen. Deshalb ist es
auch nicht verwunderlich, daß die
Politik sich auf Teilgebiete und
vage Zielsetzungen konzentriert
(Jugend- und Langzeitarbeitslo-
sigkeit, Diskriminierung der Frau,
Schaffung zukunftsfähiger Arbeits-
plätze durch ökologische Moder-
nisierung). Eine weitere, theore-
tisch-logische Folge dieser „Um-
gehungsstrategie" ist, daß die
Auswahl der Instrumente dieser
„hinkenden Arbeitsmarktstrategie"
angepaßt wird. Es werden staat-
lich-kompensatorische und makro-
ökonomische Maßnahmen bevor-
zugt und marktorientierte Lösun-
gen nur begrenzt einbezogen.

Hinzu kommt, daß die Geldpoli-
tik ungeniert und reihenweise in
den Dokumenten neben der
Haushalts- und der Strukturpolitik
als ein Element der zweckmäßigen
und koordinierten Antwort auf die
Herausforderung durch die Ar-
beitslosigkeit benannt wird. Und
dann folgt eine Ergänzung, die in
unterschiedlichen Variationen das
gesamte ordnungspolitische Di-
lemma der Diskussionen über
einen europäischen Beschäfti-
gungspakt offenlegt. In den „Wie-
ner Schlußfolgerungen" (Ziffer 19)
liest man, nachdem die Notwen-
digkeit einer koordinierten „Haus-
halts- und Geldpolitik auch als
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Strukturpolitik" benannt ist, daß es
für die Antworten ebenfalls zweck-
mäßig sei, „... die Lohnentwicklun-
gen zu berücksichtigen".

Der markanteste Eindruck, be-
ginnend mit dem Beschäftigungs-
kapitel im Vertrag von Amsterdam
über die Bemühungen auf dem
Luxemburger Sondergipfel, über
die dekuvrierenden Vorschläge
des ehemaligen Ministerpräsiden-
ten Prodi von Ende September
19981, über die Strategien, die
Europäische Investitionsbank als
europäischen Parafiscus für bud-
getäre Beschäftigungspolitik ein-
zusetzen, bis zu den „Wiener
Schlußfolgerungen" und dem Stra-
tegiepapier der Bundesregierung
von Anfang Dezember 1998 ist:
Alle Regierungen wagen es nicht,
die Tarifparteien als Mitverursa-
cher und wichtige Verantwor-
tungsträger der Arbeitslosigkeit zu
benennen. Ferner scheuen sie
sich, den Starrheiten auf den
Arbeitsmärkten als fundamentale
Ursache den angemessenen Rang
bei der Entstehung und Überwin-
dung der Arbeitslosigkeit zuzuwei-
sen. Schließlich wird der enge
Zusammenhang zwischen dem
Güter- und dem Arbeitsmarkt bei
der Therapie zu wenig beachtet.

Verantwortungsvakuum

Die Politik tanzt den Foxtrott als
„Dauer-side-step" und hilft, die
Tarifautonomie zu pervertieren.
Ihre originäre ordnungspolitische
Aufgabe hat sie für den eigenen
Verantwortungsbereich aufgege-
ben und für die Tarifpartner sus-
pendiert. In allen EU-Mitgliedstaa-
ten existiert ein großes Maß an
Tarifautonomie, sicherlich am kon-
kretesten und weitreichendsten in
der Bundesrepublik. In der kontro-
versen Diskussion um die Unab-
hängigkeit der EZB gab es einen
Konsensbereich - Unabhängigkeit
ohne Zielvorgabe ist staatsrecht-

lich und ordnungspolitisch nicht zu
rechtfertigen. Dieses Ermessens-
und Verantwortungsvakuum ent-
steht auf dem Sektor der Tarif-
politik. Die Tarif autonom ie wird ein
staatsrechtlicher und ordnungs-
politischer Fremdkörper, weil die
Verbindung zwischen Entschei-
dungsrechten und der Verantwor-
tung aufgehoben wird.

Die Politik auf der Gemein-
schaftsebene fördert eine Entwick-
lung, die exakt den Bedingungen
entspricht, die Mancur Olson2 zur
Erklärung des Niedergangs von
Volkswirtschaften beschrieben hat.
Diese Gemeinschaftspolitik ver-
letzt auch essentiell das Subsi-
diaritätsprinzip. Bereits im Be-
schäftigungskapitel des Vertrages
von Amsterdam fiel auf3, daß die
Tarifparteien nur am Rande er-
wähnt werden. Es überwiegt eine
aktivistische Vorstellung staatli-
cher Beschäftigungspolitiken, die
möglichst konkret und quantitativ
faßbar sein sollen, um sie auf der
Gemeinschaftsebene überprüfen
zu können. Nach diesem Muster
werden „nachprüfbare Zielvorga-
ben und Fristsetzungen sowohl
auf europäischer als auch auf ein-
zelstaatlicher Ebene, gemeinsame
Leistungs- und Politikindikatoren
..." gesucht („Wiener Schlußfolge-
rungen", Ziffer 29).

Im Beschäftigungskapitel des
EU-Vertrages wird lediglich im Art.
2 Absatz 2 in bezug auf die
Abstimmung im Ministerrat formu-
liert wobei die einzelstaatli-
chen Gepflogenheiten in bezug auf

1 Vgl. La Stampa vom 29. September 1998,
S. 5; vgl. auch Rolf H. Hasse : Erosion von
Maastricht, Aufsatz im Druck, zu beziehen
über das Institut für Wirtschaftspolitik der
Universität Leipzig.
2 Mancur O l s e n : Aufstieg und Niedergang
von Nationen: ökonomisches Wachstum,
Stagflation und soziale Starrheit, 2. Aufl., Tü-
bingen 1991. ;

3 Vgl. Achim Wol te r , Rolf H. Hasse :
Gemeinsame Beschäftigungspolitik: überfäl-
lig oder überflüssig?, in: WIRTSCHAFTS-
DIENST, 77. Jg. (1997), H. 7, S. 386 ff.

die Verantwortung der Sozial-
partner berücksichtigt werden." In
den „Wiener Schlußfolgerungen"
(Ziffer 29) liest man unmittelbar
nach den Beschreibungen der Vor-
haben, Verfahren und Indikatoren
für die Überwachung der nationa-
len staatlichen Beschäftigungs-
politiken zu entwickeln: „... Erfor-
derlich ist auch, daß die Sozial-
partner stärker beteiligt werden
und mehr Verantwortung zeigen."
Der „mutigste" Satz im Strategie-
papier der Bundesregierung von
Anfang Dezember 1998 lautet:
„Der deutsche Vorsitz mißt des-
halb einem verantwortungsvollen
Verhalten der Tarifparteien große
Bedeutung bei. Wichtig ist vor
allem, daß die Lohnpolitik der
Tarifparteien sich an der Produk-
tivitätsentwicklung orientiert, um
einen schädlichen Lohnsenkungs-
wettlauf bzw. einen kostenbeding-
ten Preisauftrieb zu vermeiden."

Nur zwei Sätze später wird for-
muliert: „Es ist andererseits Aufga-
be der Regierungen der Mitglied-
staaten, Tarifpartner und Europäi-
sche Zentralbank bei der Errei-
chung eines hohen Beschäfti-
gungsstandes und der Erhaltung
der Preisstabilität zu unterstüt-
zen." Es fällt schwer, nur eine un-
geschickte Formulierung anzuneh-
men, wenn zuvor und danach eine
Fülle staatlicher Beschäftigungs-
maßnahmen vorgestellt werden,
die umhüllt werden von der folgen-
den Strategievorstellung: „Zentrale
politische Aufgabe ist es, durch
eine Verbindung von Angebots-
und Nachfragepolitik die Rahmen-
bedingungen für mehr Beschäfti-
gung zu verbessern. Lohn-, Geld-
und Fiskalpolitik müssen sich -
unterstützt von Strukturreformen -
gegenseitig so ergänzen, daß mög-
lichst viele zusätzliche Arbeits-
plätze entstehen."

Entweder man strebt eine Ko-
ordinierung auch gegen bestehen-
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de Rechtsregeln (Unabhängigkeit
der EZB) an und unterstellt dabei,
daß die EZB der Außenseiter der
angestrebten Strategie sei. Oder
es werden auch die Tarifparteien
auf die Zielsetzungen der EZB und
der Budgetpolitik (Stabilitäts- und
Wachstumpakt) verpflichtet; dann
erhielten die Strukturreformen eine
zentrale Bedeutung. Für diese
zweite Option werden zu wenig
Anhaltspunkte geboten - dem in-
haltlich offenen Ziel eines Bünd-
nisses für Arbeit stehen so viele
staatliche Beschäftigungsmaß-
nahmen gegenüber, daß sie wie
eine Übernahme der Verantwor-
tung des Staates für die Beschäf-
tigung wirken.

Ordnungspolitisches Dilemma

Es ist wohl das zur Zeit größte
ordnungspolitische Geheimnis und
Dilemma, warum der Staat bei
rechtlich gesicherter Tarifautono-
mie quasi allein das Vakuum der
Verantwortung für die Arbeitslosig-
keit und für das gesamtwirtschaft-
liche Ziel eines hohen Beschäfti-
gungsstandes füllt. Er verfügt über
keine ausreichenden Instrumente!
Er klammert teilweise in seinen
Analysen und in starkem Maße in
seinen Therapien wesentliche Ur-
sachen und Bedingungen der Ent-
stehung und Überwindung von
Arbeitslosigkeit aus (Verhalten der
Tarifparteien, Starrheiten am Ar-
beitsmarkt, Komplementarität zwi-
schen Güter- und Arbeitsmarkt)!
Die überwältigende Mehrheit der

.nationalen und internationalen
Ökonomen auf allen Ebenen und
in allen Institutionen empfiehlt
andere Strategien! Sollte dieses
Mal Don Quichotte gegen die
Windmühlenflügel gewinnen?

Letztlich ist die „Europäisie-
rung" dieser Strategie ein Verstoß
gegen das Prinzip der Subsidiari-
tät, und es bedeutet eine (un-)be-
wußte Unterhöhlung des Konzepts

von Maastricht und des Binnen-
marktes. Maastricht hat als Prinzip
der europäischen Wirtschaftsver-
fassung „eine offene Marktwirt-
schaft mit freiem Wettbewerb"
(Art. 3a Absatz 1, Art. 102a, Art.
103, Art. 105 Absatz 1 des EG-
Vertrages, Art. 2 des „Protokolls
über die Satzung des Europäi-
schen Systems der Zentralbanken
und der Europäischen Zentral-
bank"). Dieser Marktansatz wird
durch eine Reihe flankierender und
ergänzender Regelungen konkreti-
siert4. Der Binnenmarkt bzw. die
Wirtschaftsunion ist ein Teil hier-
von, und diese ist Voraussetzung
für eine wirksame Geldpolitik.

Aufgrund der Komplementarität
von Güter- und Arbeitsmarkt, aber
der Dominanz des Gütermarktes
für den Arbeitsmarkt und die Be-
schäftigung müssen negative
Rückwirkungen eintreten, wenn
der Arbeitsmarkt marktwidrigen
Organisationsregeln und Entschei-
dungen unterworfen bleibt. Die
Anpassung des Arbeitsmarktes an
den Güter-Binnenmarkt erfordert
Strukturreformen, um eine ver-
gleichbare Beweglichkeit am Markt
zu erhalten. Soziale Aspekte gehö-
ren in den sekundären Verteilungs-
kreislauf.

Da die Beschäftigungspolitik
prinzipiell in nationaler Verantwor-
tung liegt (Art. 2 des Beschäfti-
gungskapitels), auf dieser Ebene
eine Anpassung an den Güter-
Binnenmarkt nicht erfolgt und nun
diese Unterlassung „vergemein-
schaftet" wird, bedeutet dies eine
Unterhöhlung des Konzepts von
Maastricht und eine Umkehrung
des Prinzips der Subsidiarität.

„Binnenmarkt Arbeit 2002"

Die Scheu, die strukturellen
Hemmnisse auf den nationalen
Arbeitsmärkten ihrer Bedeutung
entsprechend in eine europäische
Beschäftigungsinitiative einzubau-

en, gefährdet den Integrations-
prozeß (Vertiefung) sowie die Er-
weiterung der EU. Die eigentliche
Aufgabe müßte die Vollendung des
Binnenmarktes sein, indem der
Güter-Binnenmarkt durch einen
Arbeits-Binnenmarkt ergänzt wird.
Erst dann besteht eine echte
Wirtschaftsunion, die nicht negativ
auf die Währungsunion ausstrahlt.
Der „Binnenmarkt '92" muß durch
eine Initiative „Binnenmarkt Arbeit
2002" abgerundet werden. Mit
dieser Ausrichtung erhielte ein
Europäischer Beschäftigungspakt
eine Integrationsdynamik.

Dies bedeutet keine Harmoni-
sierung der nationalen Arbeits-
märkte, sondern eine Verbesse-
rung ihrer Anpassungsfähigkeit;
nationale Usancen erlauben unter-
schiedliche Annäherungen an öko-
nomische Veränderungen. Ge-
meinschaftliche Projekte, wie sie
seit dem Luxemburger Sonder-
gipfel diskutiert werden, erhalten
in diesem veränderten Rahmen
eine ganz andere Bedeutung. Fer-
ner kann das Subsidiaritätsprinzip
aktiv praktiziert werden. Da die
einzelnen Staaten sich zu schwach
einschätzen, diese notwendigen
Strukturreformen einzuleiten, bie-
tet es sich an, daß auf der Ge-
meinschaftsebene von der Kom-
mission dafür die Initiative ergriffen
wird. Die ersten 24 Seiten des
Weißbuches von 19935 bieten ei-
nen Ansatz, in Form von Richt-
linien ordnungspolitische Orientie-
rungen zu gestalten.

Die Initiative und Integrations-
dynamik würde von der Gemein-

4 Vgl. Rolf H. Hasse : Konsequenzen der
europäischen Wirtschafts- und Währungs-
union für die nationalen Wirtschaftspolitiken,
in: Rolf Caesar , H.-E. S c h a r r e r (Hrsg.):
Nach den Beschlüssen von Brüssel, Baden-
Baden (im Druck).
5 Europäische Kommission: Wachstum, Wett-
bewerbsfähigkeit, Beschäftigung. Heraus-
forderungen der Gegenwart und Wege ins
21. Jahrhundert, Weißbuch, Luxemburg 1994.
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schaftsebene ausgehen, die Ver-
antwortung und die Umsetzung
würde auf der nationalen Ebene
verbleiben. Die Wirtschaftsunion
wäre vollendet. Die wirtschaftliche
und politische Basis der Wäh-
rungsunion wäre verbessert. Das
Prinzip von Entscheidung und Ver-
antwortung und damit der We-
sensgehalt der Tarifautonomie er-

hielte durch die Strukturreformen
die staatsrechtliche und ordnungs-
politische Legitimation. Die Wett-
bewerbsfähigkeit der EU würde
zunehmen, so daß die Herausfor-
derungen der Globalisierung nicht
zu Überlegungen verleiten, das
Prinzip des EG-Vertrages „offene
Marktwirtschaft mit freiem Wettbe-
werb" aufzuheben.

Die jetzigen Strategien sind
halbherzig, sie ähneln einer Verge-
meinschaftung der nationalen ord-
nungspolitischen Kapitulationen.
Sie sind protektiv und widerspre-
chen dem wichtigsten Ziel, das der
Europäische Rat den Beitrittskan-
didaten in Kopenhagen 1992 auf-
getragen hat: Herstellung einer
funktionsfähigen Marktwirtschaft.

Henrik Uterwedde

Frankreichs Erwartungen und Sorgen

Frankreichs Haltung zu Europa
ist in mehrfacher Hinsicht von

Widersprüchen gekennzeichnet.
Alle wichtigen Vertragswerke, vom
Binnenmarktprogramm über den
Vertrag von Maastricht bis zum
Amsterdamer Vertrag, sind auf
französische Initiative bzw. unter
führender französischer Beteili-
gung zustande gekommen. Den-
noch spaltet die europäische Inte-
gration weiterhin Bevölkerung und
Parteien; auch wenn die noch aus-
stehende Ratifizierung des Am-
sterdamer Vertrags als gesichert
erscheint, sind die euroskepti-
schen bis -feindlichen Kräfte stark
genug, um Regierung wie Opposi-
tion zu vorsichtigem Taktieren zu
veranlassen. Bei den Europawah-
len im Juni werden wieder einige
antieuropäische Gruppierungen an-
treten, die teilweise von führenden
Politikern der tradierten Parteien
organisiert werden. Dies führt zu ei-
nem innenpolitischen Klima, in dem
das (europäische) Handeln und das
(stärker nationale) Reden der tra-
genden politischen Parteien oft auf
seltsame Weise auseinanderklafft.

Hintergrund dieser Spannungen
ist die seit langem geführte Aus-

einandersetzung über die Verein-
barkeit von europäischer Integra-
tion und Nationalstaat. Früher und
schmerzlicher als Deutschland hat
Frankreich mit seiner jahrhunder-
tealten zentral- und nationalstaatli-
chen Tradition zu spüren bekom-
men, daß mit dem Fortschritt der
Integration der tradierte National-
staat verändert wird und nationale
Souveränität neu definiert werden
muß.

Zusätzliche Probleme haben die
historischen Umbrüche in Europa
und der deutschen Einheit mit sich
gebracht, deren Folgen in Paris,
ebenso wie in Deutschland, immer
noch nicht vollständig verarbeitet
worden sind. Das deutlich verän-
derte Gleichgewicht zwischen
Frankreich und Deutschland, der
Veränderungsdruck, der von der
Perspektive der EU-Erweiterung
ausgeht, sowie die ungeklärten
Fragen über die Finalität der erwei-
terten Europäischen Union zwin-
gen Paris dazu, seine Rolle im
Europa von morgen zu überden-
ken und teilweise neu zu definie-
ren.

In dieser Phase der Ver-
unsicherung beobachtet man sehr

aufmerksam die Entwicklungen
der deutschen Europapolitik und
reagiert äußerst empfindlich auf
Zeichen, die als eine mögliche Ab-
kehr des mächtiger gewordenen
deutschen Partners vom bisheri-
gen Kurs der gemeinsamen Ein-
bindung in den Integrationsprozeß
gedeutet werden könnten.

Gemischte Gefühle

In diesem Zusammenhang wa-
ren die enge deutsch-französische
Zusammenarbeit und der klare eu-
ropapolitische Kurs Helmut Kohls
ein wichtiges Element der Ver-
trauensbildung. Um so irritierter
registrierte man in Frankreich in
der Endphase der Regierung Kohl
die Verschlechterung der deutsch-
französischen Beziehungen. Die
harten Auseinandersetzungen um
den Stabilitätspakt, die enttäu-
schenden Ergebnisse des Amster-
damer Gipfels vom Juni 1997 und
die erbärmliche Posse um die Er-
nennung des Chefs der Europäi-
schen Zentralbank offenbarten die
nachlassende Bereitschaft beider
Seiten, die Probleme des Partners
in die eigenen Überlegungen
einzubeziehen und von daher zu
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vorwärtsweisenden Kompromis-
sen für Europa zu kommen.

Frankreich verfolgt die Eüropa-
politik der neuen Bundesregierung
mit gemischten Gefühlen. Die an-
gekündigte „komplexfreiere" Ver-
tretung deutscher Interessen in
Europa wird als unvermeidliche
und sogar hilfreiche Entwicklung
empfunden, soweit sie mit einer
Kontinuität des Integrationswillens
verknüpft ist. Aber das forsche
Auftreten und manche populisti-
schen Äußerungen des Bundes-
kanzlers haben Stirnrunzeln her-
vorgerufen; die deutsche Forde-
rung nach einer Reduzierung der
Nettozahlerposition wirft für Paris
schwierige Probleme auf. Anderer-
seits sieht Frankreich neue Ge-
meinsamkeiten und einen Abbau
mancher deutscher Blockaden der
vergangenen Monate. Die franzö-
sische Regierung ist insofern zu-
versichtlich, den ins Stocken gera-
tenen deutsch-französischen Mo-
tor wieder flott zu machen und in
den Dienst der europäischen Poli-
tik zu stellen.

In der Frage der Osterweiterung
der Europäischen Union ist die
französische Haltung zögerlicher
gewesen als die deutsche. Dabei
geht es weniger darum, daß Paris
eine Verschiebung des europäi-
schen Zentrums nach Osten und
damit die Verstärkung des deut-
schen Einflusses in Europa be-
fürchten würde. Die Hauptsorge in
Frankreich war und ist vielmehr,
daß eine Erweiterung ohne vorhe-
rige Konsolidierung des „acquis
communautaire" zu einer Verwäs-
serung des erreichten Integra-
tionsstandes führen könnte.

Frankreichs
Reformvorstellungen

Für Frankreich ist die EU mehr
als ein Wirtschafts- und Währungs-
raum. Sie soll nach innen wie nach
außen ein starker, politisch hand-

lungsfähiger Akteur sein. Daher ist
die französische Zustimmung zur
Osterweiterung gekoppelt an vor-
herige Reformen der EU, die die
Handlungsfähigkeit einer erweiter-
ten Union sichern sollen: insbe-
sondere eine Reform der Institu-
tionen, die Weiterentwicklung der
Gemeinschaftspolitiken und auch
die Nutzung der in Abschnitt V des
Amsterdamer Vertrages vorgese-
henen Möglichkeit einer „engeren
Zusammenarbeit" ausgewählter
Mitgliedstaaten nach dem Muster
des Schengener Abkommens. In-
sofern hat man in Paris mit Be-
friedigung registriert, daß die neue
Bundesregierung einen realisti-
scheren Zeitplan für die Erweite-
rungsrunde im Auge hat und jetzt
ebenso die Notwendigkeit vorheri-
ger Reformen anerkennt.

Die institutionellen Reformen be-
inhalten nach Pariser Vorstellun-
gen zunächst einen Umbau der
EU-Kommission. Nachdem die
von Paris gewünschte Verkleine-
rung der Zahl der Kommissare
nicht durchsetzbar ist, drängt die
französische Regierung auf eine
stärkere Hierarchisierung zwischen
Kommissaren mit großen Ressorts
sowie beigeordneten Kommissa-
ren. Schwerpunkt der Pariser Vor-
stellungen ist aber der Ausbau des
Mehrheitsvotums im Rat und eine
Neugewichtung der Stimmen im
Rat zugunsten der großen Mit-
gliedstaaten.

Insbesondere die Bereitschaft
zur Generalisierung von qualifi-
zierten Mehrheitsentscheidungen
stellt einen großen Fortschritt dar.
Denn traditionell verfolgte die fran-
zösische Politik das (widersprüch-
liche) Ziel eines starken Europa mit
schwachen Institutionen, weil sein
Ehrgeiz bezüglich eines hand-
lungsfähigen Europa mit seinen
überkommenen nationalen Sou-
veränitätsvorstellungen kollidierte.
Bis heute ist das Thema innenpoli-

tisch brisant, weil Teile der politi-
schen Rechten und Linken im Na-
men der nationalen Souveränität
jeden Schritt zu supranationalen
Entscheidungsverfahren strikt
ablehnen. Dies zwingt die Regie-
rung zu entsprechenden Rück-
sichtnahmen.

Eindeutiges Stiefkind der fran-
zösischen Reformpläne ist das
Europäische Parlament. Paris wird
gewiß nicht an vorderster Stelle
stehen, wenn es darum gehen
wird, dem Europäischen Parla-
ment im Zuge der Mehrheitsvoten
echte Mitentscheidung zu geben.
Ein geringer ausgeprägtes parla-
mentarisches Rollenverständnis
trägt ebenso dazu bei wie die
Tatsache, daß die über Europa
vielfach zerstrittenen französi-
schen Parteien im Europäischen
Parlament auf nicht weniger als
acht Fraktionen verteilt sind und in
keiner der mehrheitsbildenden
Fraktionen ein wirkliches Gewicht
haben.

Neue Gemeinsamkeiten

Neue Gemeinsamkeiten nach
dem Bonner Regierungswechsel
ergeben sich in der Wirtschafts-
und Währungsunion. Parteienüber-
greifend haben französische Re-
gierungen immer darauf gedrun-
gen, das von deutscher Seite er-
folgreich festgeschriebene Bekennt:

nis zur Haushalts- und Preissta-
bilität durch eine soziale, auf Be-
schäftigung und soziale Integra-
tion zielende Komponente zu
ergänzen. Frankreich hat auf dem
Gipfel in Amsterdam im Juni 1997
eine verstärkte Abstimmung der
Beschäftigungspolitik erreicht und
spricht sich, wie jetzt auch Bonn,
für eine Fortentwicklung des auf
dem Luxemburger Beschäftigungs-
gipfel von November 1998 einge-
leiteten Verfahrens gemeinsamer
Zielsetzungen, nationaler Aktions-
pläne und regelmäßiger Berichter-
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stattung aus. Ferner hat sich Paris
(unter dem Stichwort „europäische
Wirtschaftsregierung") für die Ein-
richtung eines wirtschaftspoliti-
schen Entscheidungsgremiums
der am Euro beteiligten Finanzmi-
nister ausgesprochen, auf dem
Amsterdamer Gipfel im Juni 1997
aber nur ein informelles Gremium
(Euro-11 -Rat) erreicht.

Einig ist man sich mit der neuen
Bundesregierung aber in dem Ziel,
eine bessere Koordinierung der
Wirtschaftspolitik (also eine Art
europäischer Globalsteuerung) an-
zustreben, um im Zusammenspiel
mit der Europäischen Zentralbank
einen optimalen europäischen Po-
licy-mix aus Geld- und Budget-
politik zu erreichen. Paris unter-
stützt auch die neuen Bonner
Pläne zur Steuerharmonisierung.
Schließlich verfolgt die französi-
sche Regierung wie Oskar Lafon-
taine das Ziel einer Stabilisierung
des Euro-Kurses gegenüber dem
Dollar und dem Yen - ein Unter-
fangen, das indessen einen Kon-
flikt mit der Europäischen Zentral-
bank riskiert.

Was die Gemeinschaftsfinanzen
betrifft, so plädiert Frankreich wie
Deutschland für eine Festschrei-
bung des aktuellen EU-Budgetrah-
mens von 1,27% des Bruttosozial-
produktes, schließt aber für die
Zeit nach 2006, in der Perspektive
einer erweiterten Gemeinschaft,
eine Ausweitung der Finanzmittel
nicht aus. In Frankreich zeigt man
Verständnis für die deutsche
Forderung nach einer Reduzierung
des Nettobeitrags, weigert sich
aber, die Hauptlast der Anpassung
zu tragen. Dies wäre der Fall, wenn
die von Deutschland favorisierten
Pläne einer Kofinanzierung der
gemeinsamen Agrarpolitik zum
Zuge kämen. Statt dessen fordert
Paris, sämtliche EU-Strukturhilfen
auf den Prüfstand zu stellen. Hier
sind harte Verhandlungen zu er-
warten.

Horst J. Schikarski, Frank P. Schikarski

Internationales Marketing
Statt regional verharren, transregional expandieren
Die Globalisierung des Welthandels, die Öffnung der Märkte
und härterer Wettbewerb bringen nicht nur neue Herausfor-
derungen, sondern besonders neue Chancen. Heute werden
Wachstum und Gewinn als Garanten eines gesunden Unter-
nehmens durch die erfolgreiche Erschließung neuer Absatzpo-
tentiale in neuen Regionen und Märkten erwirtschaftet. Wer in
seiner angestammten Position verharrt, der erstarrt. Die Reali-
sierung gestaltet sich komplexer und risikoreicher als Marketing
& Sales für den heimischen Markt. Die Chance der Expansion
erfordert Wollen, Wissen und Können sowie fundierte
Erfahrung, um diese neuen Marketingdiagnosen mit ihrer Viel-
falt und Komplexität sinnvoll zu verwirklichen. Das Buch bie-
tet in einer profunden Bandbreite diese Thematik an. Eine
umfangreiche Visualisierung, Fallbeispiele und Tabellen ver-
deutlichen nachvollziehbar eine erfolgversprechende Vorge-
hensweise für den Aufbruch in ein Internationales Marketing.
Lesern aus der Wirtschaftspraxis und Studenten an Universitä-
ten, Fachhochschulen und Berufsakademien bietet der gebote-
ne Inhalt eine aus dem Wirtschaftsleben, aus Vorlesungen und
dem heutigen Stand der wissenschaftlichen Diskussion kom-
mende Vertiefung des Marketing auf globalem Terrain mit der
Möglichkeit einer direkten Nutzanwendung.

1998, 391 S., kart., 48,- DM /350,- ÖS /44,50 SFr, ISBN 3-87061-756-X

Jürgen Hesse / Matthias Neu / Gabriele Theuner

Marketing
Grundlagen
Angesichts eines kontinuierlich wachsenden Güter- und
Dienstleistungsangebots (Käufermarktkonstellation), der Ver-
kürzung der Lebenszyklen von Produkten, einer durch den
Wertewandel bedingten Veränderung des Käuferverhaltens, die
zu einer Atomisierung von Zielgruppen führt, hypertropher
nachfragegerichteter Informationsströme, veränderter Umwelt-
bedingungen durch ökologische Belastungen und ressourcen-
begrenzte Entwicklungen, Globalisierung und Internationali-
sierung von Märkten kommt dem Marketing als der Kon-
zeption einer marktorientierten Unternehmensführung eine
besondere Bedeutung für die Existenz und Entwicklung einer
Unternehmung zu.
Grundkenntnisse über diese betriebswirtschaftliche Disziplin
will das vorliegende Lehrbuch vermitteln.

1997, 318 S., kart, 34,- DM/248,- ÖS/31,50 SFr, ISBN 3-87061-629-6
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